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bewert» oder in der Neuererbewegung selbst über die Bedin­
gungen und Resultate ihrer Arbeit mit.

Inhalt und Formen gewerkschaftlicher Rechtshilfe

Die gewerkschaftliche Rechtsarbeit stellte schon immer eine 
wesentliche Seite der Verwirklichung der sozialistischen 
Demokratie und der Interessenvertretung der Werktätigen 
dar.2 Ihre prinzipiellen Aufgabenstellungen sind darauf 
gerichtet, den dm sozialistischen Recht zum Ausdruck kom­
menden Willen der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch- 
leninistischen Partei verwirklichen zu helfen. Dabei nimmt 
die Erziehung zur freiwilligen Einhaltung der sozialistischen 
Rechtsnormen, zum Schutz des sozialistischen Eigentums 
(einschließlich des Schutzes vor Havarien und Bränden), zu 
bewußter Disziplin und hoher Wachsamkeit gegenüber allen 
negativen Erscheinungen einen besonderen Platz ein.

In diese Tätigkeit eingeschlossen ist die gewerkschaftliche 
Rechtshilfe. Jedes Gewerkschaftsmitglied hat gemäß Abschn. I 
Ziff. 4 Buchst, а der auf dem 10. FDGB-Kongreß beschlossenen 
Satzung des FDGB das Recht, „kostenlose Rechtshilfe durch 
die Gewerkschaften in arbeitsrechtlichen Fragen zu erhalten“. 
Sie umfaßt solche Aufgaben der gewerkschaftlichen Vorstände 
und Leitungen, wie,die Rechtserläuterung und Rechtsbera­
tung für die Werktätigen, die Arbeit mit Vorschlägen und 
Hinweisen der Werktätigen, die Mitwirkung an der Vorbe­
reitung, Durchführung und Auswertung von Beratungen der 
Konfliktkommission (§§ 3 Abs. 5, 8 Abs. 4, 17 KKO) und die 
Prozeß Vertretung und Mitwirkung im arbeitsrechtlichen Ver­
fahren (§ 301 Abs. 1 und 2 AGB; § 5 ZPO). Dabei kommt den 
einzelnen Formen der Rechtshilfe und ihrer inhaltlichen 
Ausgestaltung immer mehr Bedeutung zu. Das beweist z. B. 
schon die Tatsache, daß etwa jedes zweite bis dritte Gewerk­
schaftsmitglied einmal im Jahr die gewerkschaftliche Rechts­
beratung in Anspruch nimmt und daß die Gewerkschaften 
in ca. 81 Prozent aller verhandelten arbeitsrechtlichen Ver­
fahren erster Instanz die Interessen ihrer Mitglieder wahr­
nehmen. Mit dem Inkrafttreten der neuen Bestimmungen 
über die gesellschaftlichen Gerichte leisten die Gewerkschaf­
ten außerdem in noch größerer Anzahl Rechtshilfe bei der 
Vorbereitung, Durchführung und Auswertung von Beratun­
gen der Konfliktkommissionen.

Die oben angeführten gesellschaftlichen Ausgangspunkte 
sind auch die Grundlage für alle weiteren Betrachtungen und 
Erörterungen über die gewerkschaftliche Rechtshilfe bis hin 
zur Klärung des Begriffs, was eigentlich unter Rechtshilfe 
durch die Gewerkschaften zu verstehen ist. Die Klärung 
dieses Begriffs ist auch deshalb notwendig, weil er von 
gleichen oder ähnlichen Begriffen, die in der Rechtspraxis 
verwendet werden, abgegrenzt werden muß. So ist z. B. die 
gewerkschaftliche Rechtshilfe zu unterscheiden von der in 
§ 57 GVG formulierten Rechtshilfe, die die Gerichte sich 
untereinander sowie der Staatsanwaltschaft in Straf-, Zivil-, 
Familien- und Arbeitsrechtsverfahren leisten. Rechtshilfe 
in diesem Sinne ist die „gegenseitige Unterstützung bei 
Handlungen, die von bestimmten Organen der Rechtspflege 
bei der Strafverfolgung, zur Lösung von Rechtskonflikten 
oder zur Regelung von Rechtsverhältnissen vorzunehmen 
sind“.3 Dabei ist zwischen innerstaatlicher und internatio­
naler Rechtshilfe zu unterscheiden (vgl. z. B. §§ 186 ff. ZPO).

Im Zusammenhang mit gewerkschaftlichen Rechten ist 
der Begriff der Rechtshilfe nicht geregelt; er ist als Bestand­
teil gewerkschaftlicher Interessenvertretung als gewerk­
schaftliche Aufgabe in der Satzung des FDGB enthalten. 
Danach können die Gewerkschaftsmitglieder die Gewerk­
schaften auch zur Vertretung ihrer Rechte in Anspruch 
nehmen (Abschn. I Ziff. 2 Buchst, e). Dem entsprechen die 
Regelungen in § 301 AGB; § 5 ZPO.

Die Aufgaben, die die Gewerkschaften innerhalb der zu 
gewährenden Rechtshilfe zu erfüllen haben, sind in ent­
sprechenden gewerkschaftlichen Beschlüssen geregelt, auf 
die noch einzugehen ist. Zunächst ist jedoch die Frage zu 
klären, ob die verschiedenen Mitwirkungsrechte der Gewerk­
schaften, die im AGB als Vereinbarungs-, Vorschlags-, Zu- 
stimmungs-, Informations- und Kontrollrechte (§§ 22 ff.) aus­
gestaltet sind, Bestandteil der gewerkschaftlichen Rechtshilfe 
sind.

Diese Rechte der Organe der Betriebsgewerkschaftsorga­
nisation sind m. E. auf die umfassende Mitwirkung der 
Werktätigen an der Ausarbeitung anspruchsvoller und realer 
Pläne, die Organisierung des sozialistischen Wettbewerbs, 
die Gestaltung des Lohngefüges, die Einflußnahme auf den 
Gesundheits- und Arbeitsschutz, die Förderung der sozia­
listischen Arbeitsdisziplin und die Mitwirkung in Personal­
angelegenheiten gerichtet. Die verschiedenen Formen der 
Rechtshilfe hängen zwar mit den obengenannten Rechten eng 
zusammen, sie haben aber von ihrem Inhalt und von ihrer 
Wirkungsrichtung her selbständige Bedeutung. So kann die 
Mitwirkung des Vertrauensmanns am Einstellungsgespräch 
(§ 43 Abs. 2 AGB) durchaus den Charakter einer Rechtshilfe 
annehmen. Das wird z. B. dann der Fall sein, wenn er prüft 
und dem Werktätigen darüber Auskunft erteilt, ob die vpm 
Betrieb gegebenen Zusagen den gesetzlichen Bestimmungen 
entsprechen. Diese als Rechtsberatung zu charakterisierende 
Tätigkeit ist aber nur ein Teil der vom Gewerkschaftsver­
treter beim Abschluß eines Arbeitsvertrags zu erfüllenden 
Aufgaben.4 Die gewerkschaftliche Rechtshilfe ist nicht aus­
schließlich darauf gerichtet, Forderungen des sozialistischen 
Rechts in praktisches Handeln umzusetzen. Ziel dieser ge­
werkschaftlichen Interessenvertretung ist es, aktiv an der 
Verwirklichung von Rechtsnormen, gewerkschaftlichen Fest­
legungen und Moralnormen mitzuwirken. Das zeigt sich 
beispielsweise darin, daß die Gewerkschaften konsequent für 
eine hohe Ordnung, Disziplin und Sicherheit im Betrieb ein- 
treten. Diese Forderung ist zum einen Bestandteil der 
Arbeitspflichten jedes Werktätigen (§80 AGB), zum anderen 
ist sie eine Pflicht, die sich für jedes Gewerkschaftsmitglied 
aus der Satzung des FDGB (Abschn. I Ziff. 3 Buchst, c) ergibt.

Von diesen Überlegungen ausgehend, wäre m. E. unter ge­
werkschaftlicher Rechtshilfe folgendes zu verstehen: 

Gewerkschaftliche Rechtshilfe ist Ausdruck der Mitwir­
kung der Gewerkschaften am Rechtsverwirklichungsprozeß. 
Als Bestandteil der gewerkschaftlichen Interessenvertre­
tung ist sie unter Beachtung der Einheit gesetzlich garan­
tierter Rechte mit der Erfüllung der Pflichten im Arbeits­
prozeß auf die Durchsetzung des sozialistischen Arbeits­
rechts und die Gewährleistung einer hohen Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit gerichtet.

Rechtsauskunft und Rechtsberatung

Ausgehend von den grundsätzlichen gewerkschaftlichen Ziel­
stellungen zur Rechtshilfe, wie sie im Beschluß des Präsi­
diums des FDGB-Bundesvorstandes über die „Aufgaben der 
Gewerkschaften zur Erläuterung des sozialistischen Rechts 
sowie zur Weiterentwicklung des Rechtsbewußtseins der 
Werktätigen“ vom 2. August 19745 ihren Niederschlag ge­
funden haben, entspricht die gewerkschaftliche Rechtsbera­
tung dem Bedürfnis vieler Werktätiger, schnell und unkom­
pliziert Rechtsauskunft zu erhalten. Dem Werktätigen soll 
eine klare Orientierung über die im konkreten Fall beste­
henden Rechte und Pflichten gegeben und ihm soll aufgezeigt 
werden, worin seine eigene Verantwortung besteht. Die Bera­
tung ist darauf gerichtet, eine Übereinstimmung der persön­
lichen Interessen mit den gesellschaftlichen Erfordernissen zu 
erreichen.

Die Rechtsberatung kann aber nicht zum Ziel haben, 
Streitfälle zu entscheiden. Dem Werktätigen soll vielmehr 
eine Hilfe für die Lösung eines rechtlichen Konflikts gegeben 
werden, um gleichzeitig Rechts- und Moralverletzungen, 
Arbeitsstreitigkeiten und anderen Konflikten vorzubeugen. 
Die Hilfe für den Werktätigen kann auch darin bestehen, 
daß ihm die Entscheidung erleichtert wird, ob er den 
Gerichtsweg in Anspruch nimmt und ob und in welchem 
Umfang er von der Gewerkschaft unterstützt werden kann.
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